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 Köln, den 20.04.2026 
 
 
Anhörung Ausschuss für Kultur und Medien des Landtags NRW am 30. 
April 2026 – Urheberrechtsschutz in der digitalen Welt – Stellungnahme 
 
I. Fragestellung 
 
Die Anhörung betrifft einen Antrag der FDP-Fraktion im Landtag NRW, der zu 
der Einschätzung gelangt, dass der Einsatz computergestützter Methoden zur 
Erstellung von Inhalten insbesondere im Bereich der Presse dazu führt, dass 
„journalistische Werkschöpfung faktisch ohne Gegenleistung genutzt und der 
Anreiz für qualitativ hochwertige Inhalte untergraben“ wird. Der Einsatz KI-
gestützter Methoden führe zu Selektion und Filterung und einer Verengung der 
Informationsvielfalt. Gleichzeitig dienten KI-Modelle auch zur Unterstützung 
kreativer Leistungen. Das Urheberrecht stehe vor einer grundlegenden 
Neujustierung und müsse den Schutz kreativer Leistungen mit dem Interesse 
an technologischem Fortschritt und Wettbewerb in Einklang bringen.  
 
Der Antrag fokussiert drei Ziele: (1) den effektiven Schutz von Urheberrechten 
bei journalistischen Inhalten im Zeitalter der KI und den Vorrang lizenzierter 
Nutzungen; (2) eine gesetzliche Vergütungspflicht für die Nutzung 
journalistischer Inhalte durch KI-Dienste bei Training und Inhaltegenerierung, 
sowie (3) Transparenz- und Kennzeichnungspflichten für KI-Anbieter. 
 
II. Grundlage der Stellungnahme 
 
Die Stellungnahme bringt persönliche Einschätzungen des Verfassers zum 
Ausdruck. Sie erfolgt auf Basis der bisherigen rechtswissenschaftlichen 
Diskussion und der Erkenntnisse, die nach Analyse bisheriger Rechtsprechung 
und ausgewählter wissenschaftlicher Literatur als einigermaßen gesichert 
anzusehen sind. 
 
III. Antworten 
 
1. Zum effektiven Schutz von Urheberrechten bei journalistischen 
Inhalten 
 
a) Das urheberrechtliche Ausschließlichkeitsrecht erfasst Vervielfältigungen auf 
der Ebene des Trainings von KI-Modellen. Es erfasst die Werke von 
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Journalist:innen ebenso wie die Leistungen der Presseverleger, letztere durch ein 
Leistungsschutzrecht. Der effektive Schutz dieser Rechte ist dadurch erschwert, dass 
Trainingsvorgänge außerhalb des territorial anwendbaren europäischen Urheberrechts 
stattfinden können, so dass das Recht dort nicht greift.  
 
b) Für Trainingsvorgänge innerhalb der EU ist umstritten, ob eine im EU-Recht angelegte 
Schrankenbestimmung für Text und Data Mining auf KI-Training anwendbar ist. Fehlt es 
daran, wären Trainingsvorgänge auf dem EU-Territorium einwilligungs- und 
vergütungspflichtig. Ist sie anwendbar, können Rechteinhaber sich nur (für die Zukunft) 
schützen, indem sie einen Rechtevorbehalt für die kommerzielle Nutzung erklären. Dann 
wird das Ausschließlichkeitsrecht wieder aktiviert. Allerdings muss der Rechtevorbehalt 
maschinenlesbar sein. Was darunter zu verstehen ist, ist unklar. Hier könnte der 
Gesetzgeber durch Klarstellung helfen. Ohne Rechtevorbehalt gehen Kreative und 
Rechteinhaber (Presseverleger) leer aus, denn die Schranke ist nicht vergütungspflichtig. 
Auch das könnte gesetzlich geändert werden. 
 
c) Die Ausschließlichkeitsrechte greifen grundsätzlich auch, wenn es um den Output von KI-
Modellen geht und im Output vorbestehende Werke und Leistungen von Presseverlegern 
erkennbar sind bzw. wiedergegeben werden. Die ersten Gerichtsentscheidungen, 
insbesondere das LG München I im Fall GEMA/Open AI, haben es als erwiesen angesehen, 
dass der Output von KI-Modellen auf im Modell gespeicherte vorbestehende Werke zugreift 
und diese damit erneut vervielfältigt. Wenn dies zutrifft, besteht eine rechtliche Grundlage, 
die Anbieter von KI-Modellen ebenso wie diejenigen, die aufgrund dieser Modelle Inhalte 
erzeugen und verbreiten, zu Vergütungen heranzuziehen. Diese Vergütungen könnten auch 
auf Basis von individuellen Lizenzen erhoben werden. Die genannte Entscheidung ist im 
urheberrechtlichen Schrifttum allerdings umstritten. Das LG München-Urteil ist nicht 
rechtskräftig. Eine mögliche Klarstellung wird aus einer EuGH-Entscheidung erwartet (Fall 
Rs. C-250/25 – Like/Google: Zusammenfassung eines Presseartikels durch Google Gemini-
Chatbot, Schlussanträge des Generalanwalts zum 3.9.2026 angekündigt). Die bestehende 
Rechtsunsicherheit trifft beide Seiten und ist Anlass für Lizenzverhandlungen. 
 
d) Lizenzen bieten bereits die Verwertungsgesellschaften (GEMA, VG Wort, VG Bild Kunst), 
teilweise auch Verlage, auch im Pressebereich, an.  
 
e) Die Durchsetzung individueller Vergütungsansprüche in der gerichtlichen Praxis ist 
aufwendig, weil sie nur gelingt, wenn der individuelle Rechteinhaber (Urheber, Künstler oder 
Presse) nachweisen kann, dass ein Output erkennbar bestimmte Werke oder Leistungen 
verwendet. Hier würde es helfen, eine Beweislastumkehr dahingehend zu kodifizieren, dass 
nicht der Kreative nachweisen muss, dass sein Werk auch trainiert wurde, sondern der 
Betreiber des KI-Modells oder dessen Nutzer nachzuweisen hat, dass das Werk nicht 
trainiert wurde, also eine zufällige Doppelschöpfung vorliegt.  
 
f) Unklar ist, ob und inwieweit die Urheber und Künstler profitieren, wenn 
Verwertungsunternehmen deren Werke lizenzieren, ohne dass eine konkrete Beteiligung der 
Kreativen an den Lizenzeinnahmen gesichert ist. Diese Beteiligung könnte dadurch 
ermöglicht werden, dass das Inputrecht und das Outputrecht kollektiv durch 
Verwertungsgesellschaften wahrgenommen würde. Das erzeugt allerdings das Risiko, dass 
Vergütungen pauschaliert und tendenziell geringer ausfallen, als dies bei einer individuellen 
Vergütung der Fall wäre. Da die Durchsetzung der Ansprüche aber für alle Beteiligten 
transaktionskostenintensiv ist, ermöglicht die kollektive Durchsetzung Gesamtverträge mit 
verlässlichen Zahlungen. Makroökonomisch wird dies als sinnvoll angesehen, 
betriebswirtschaftlich ist die Bereitschaft hierzu weniger ausgeprägt. 
 
g) Als weitere und bessere Instrumente zum Schutz der Urheber- und Leistungsschutzrechte 
wird die Einführung eines neuen Rechts vorgeschlagen, dass die Verwertung von Inhalten 
durch KI-Modelle insgesamt absichert. Die Einführung eines solchen Rechts ist möglich, es 
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existieren hierzu mehrere Vorschläge, allerdings würde sie eine Initiative auf Ebene des 
Unionsrechts erfordern. Sie verspricht Erleichterungen in der Durchsetzung, wenn sie nicht 
darauf abstellt, inwieweit konkrete Werke verwertet werden, sondern generell die 
Verwendung von Inhalten zum KI-Training zu einer erlaubnispflichtigen (und daher 
vergütungstauglichen) Nutzung macht. KI-Modellentwickler und -betreiber könnten das Recht 
zum Training und zur Outputerzeugung unter Rückgriff auf vollständige Werkkataloge 
lizenzieren und vergüten. Die Vergütung würde über die Mechanismen der 
Verwertungsgesellschaften an die Berechtigten verteilt. Hilfreich wären gesetzliche 
Bestimmungen über die Verteilungsquote zwischen Kreativen und ihren Verwertern. 
 
h) Neben der Durchsetzung von Vergütungen können Kreative, aber auch Rechteinhaber 
das Interesse haben, dass ihre Werke und Leistungen nicht für das KI-Training verwendet 
werden. Das erfordert einen Rechtevorbehalt, der bei online zur Verfügung gestellten 
Werken maschinenlesbar sein muss. Die Anforderung ist praktisch derzeit noch 
anspruchsvoll. Das OLG Hamburg (Fall Laion/Open AI) hat verlangt, dass der Rechteinhaber 
nachzuweisen hat, dass eventuelle Vorbehalte auf Websites oder in Allgemeinen 
Nutzungsbedingungen maschinenlesbar sind.  
 
2. Zur gesetzlichen Vergütung 
 
a) Die Einführung einer gesetzlichen Vergütung wäre möglich durch Einführung einer 
Schrankenvergütung für die Nutzung von Werken zum Training von KI-Modellen. Das EU-
Recht steht einer nationalen Vergütungslösung nicht entgegen. Sie müsste auf 
Bundesebene im Urheberrechtsgesetz erfolgen. 
 
b) Die Einführung einer gesetzlichen Vergütung für den Output von KI-Modellen erfordert 
eine gesetzliche Initiative. Vorbilder hierfür gibt es, etwa im Bereich der Kabelvergütung, 
aber auch im Bereich der Vergütung für die Nutzung von Werken auf Social Media-Diensten. 
Rechtspolitisch anspruchsvoll ist die Bemessung der Höhe und der Grundlage einer solchen 
Vergütung. Da KI-Modelle typischerweise nicht als reine Kopiermaschinen genutzt, sondern 
zur Erzeugung neuer konkurrierender Inhalte erzeugt werden, müsste eine Analyse des 
tatsächlichen Nutzungsverhaltens erfolgen, um urheberrechtlich relevante von irrelevanten 
Nutzungen abzugrenzen. Alternativ dazu kommt die Einführung eines KI-Verwertungsrechts 
in Betracht (s.o. 1 g), das eine pauschale Betrachtung ermöglicht, ohne dass eine Nutzung 
einzelner Werke im Output von KI-Modellen nachgewiesen werden müsste. 
 
c) In der Urheberrechtswissenschaft wird vorgeschlagen, die Verwertungsgesellschaften 
treuhänderisch mit der Wahrnehmung der Durchsetzungsaufgabe zu betrauen. Dieser 
Vorschlag ist einerseits sinnvoll, weil er auf etablierte Strukturen aufbaut, andererseits 
anspruchsvoll, weil Verwertungsgesellschaften dazu mit neuen Befugnissen ausgestattet 
werden müssten und ihnen erhebliche Lasten in der Durchsetzung des Rechts aufgebürdet 
würden. Sinnvoll wäre es, die Höhe der Vergütung gesetzlich zu fixieren, um langwierige 
Verhandlungen über die Vergütungshöhe zu vermeiden. Dieser Eingriff in die Preisbildung ist 
rechtspolitisch herausfordernd. Jedenfalls aber sollte die Beteiligungsquote zwischen 
Kreativen und ihren Verwertungsunternehmen gesetzlich fixiert werden. 
 
d) Weitere Vorschläge wären die Einführung einer Bürgerabgabe zur Unterstützung der 
Presse, ein Vorschlag, der rechtspolitisch anspruchsvoll sein dürfte. Dasselbe gilt für die 
Festsetzung einer KI-Abgabe im Rahmen einer steuerähnlichen Lösung. 
 
3. Transparenz- und Kennzeichnungspflichten 
 
a) Die Einführung von Transparenz- und Kennzeichnungspflichten ist sinnvoll, weil nur dann, 
wenn bekannt ist, welche Werke und Leistungen für das Training von KI-Modellen benutzt 
wurden, eine Grundlage besteht, Vergütungen für In- und Output rechtlich durchzusetzen. 
Hierfür gibt es eine Grundlage in Art. 53 der KI-Verordnung (EU) 2024/1689 von 2024, der 
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für Anbieter von KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck (General Purpose 
Artificial Intelligence – GPAI) gilt. 
 
b) Art. 53 Abs. 1 lit. c) KI-VO verpflichtet die Anbieter von GPAI-Modellen dazu, eine 
Strategie zur Einhaltung des Urheberrechts zu entwickeln und umzusetzen. Dazu gehört 
eine Strategie, die es ermöglicht, Rechtevorbehalte zu beachten, auch durch modernste 
Technologien. 
 
c) Anbieter müssen nach Art. 53 Abs. 1 lit. a) KI-VO u.a. Informationen über 
Trainingsmethoden und die verwendeten Datensätze dokumentieren. Art. 53 Abs. 1 lit. d) KI-
VO erfordert es überdies, eine hinreichend detaillierte Zusammenfassung der für das 
Training verwendeten Inhalte zu erstellen und zu veröffentlichen. Das ermöglicht es 
grundsätzlich zu erkennen, welche Werke und Leistungen für das Modell-Training verwendet 
wurden, so dass eine Rechtsverfolgung erleichtert wird. Allerdings erfordert die Auflistung 
nach bisher vertretener Deutung kein vollständiges Werkverzeichnis, sondern nur eine 
Auflistung von Datenerhebungen und Datenquellen, so dass eine werk- oder 
einzelleistungsbezogene Rechtsverfolgung immer noch anspruchsvoll bleibt. 
 
d) Die Kennzeichnungspflichten der KI-VO zielen nur darauf ab, die Verwendung von KI 
sichtbar zu machen (z.B. zur Erkennbarmachung von Deepfakes). Eine Art Zitierpflicht für 
verwendete Werke oder Leistungen sieht die KI-VO demgegenüber nicht vor. Das erschwert 
den Nachweis konkreter Werknutzungen. 
 
e) Die rechtliche Durchsetzung der Pflichten erfolgt durch Verwaltungszwang. Eine 
zivilrechtliche Durchsetzung könnte über die Vorschriften des UWG oder über § 823 Abs. 2 
BGB erfolgen. Beides erfordert allerdings seine Klarstellung dahingehend, dass die 
Transparenzpflichten Schutznormen zugunsten von Privaten darstellen, so dass sie auch 
individuelle Schadensersatzfolgen bei Nichterfüllung erzeugen. 
 
 
4. Zusammenfassung 
 
a) Der effektive Schutz von Urheber- und Leistungsschutzrechten ist derzeit mit 
Rechtsunsicherheiten behaftet. Verbessert würde er durch eine vergütungspflichtige 
Schrankenbestimmung beim KI-Training und ein Verwertungsrecht der Kreativen, das den 
Output auch dann einbezieht, wenn die konkrete Nutzung eines Werkes nicht nachweisbar 
ist. Die Rechtewahrnehmung sollte kollektiv durch Verwertungsgesellschaften erfolgen, weil 
so am besten zu gewährleisten ist, dass Kreative und Verwertungsunternehmen nach klaren 
Beteiligungsquoten von den Vergütungen profitieren. 
 
b) Ein gesetzlicher Vergütungsanspruch ist sowohl auf der Input- als auch auf Output-Seite 
möglich. Zum Schutz besonderer Interessen an der Vermeidung eines KI-Training sollte der 
Anspruch durch ein opt-out-Recht flankiert werden. 
 
c) Die Pflicht zur Transparenz über die verwendeten Trainingsdaten und Trainingsmethoden 
ist sinnvoll, um eine individuelle Rechtedurchsetzung zu ermöglichen. Bei kollektiver 
Rechtedurchsetzung ist sie ebenfalls hilfreich.  
 
 
 
(Prof. Dr. Karl-Nikolaus Peifer) 


